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Der Begriff »Integration« ist zum allgegenwärtigen Schlag­
wort der Politik des ausgehenden 20. und beginnenden 
21. Jahrhunderts geworden. Das Phänomen erweist sich 
jedoch so alt wie die Menschheicsgeschichte selbst. Bayern in 
seiner wech elnden geopolitischen bzw. politisch-geografi­
schen Gestalt macht hier keine Ausnahme: Al gelungene 
I ncegracion chlechthin gilt vor dem 20. Jahrhundert die 
Gründung des Königreiches Bayern.' Ostschwaben und Fran­
ken wurden seit 1802 politisch dem I(urfürstencum Baiern 
(Altbayern) zugeschlagen. Aus verschiedenen Territorien ent­
stand aber etwas neues, eine neue Einheit, das Königreich 
Bayern. Sein damals erreichter Gebietsumfang erhielt sich 
abgesehen von zwei Landgerichten in Unterfranken, die 1866 
an He en kamen, und von der R.heinpfalz, die 1946 veran­
lasst durch die Besatzungsmacht Frankreich in ein neues Land 
Rheinland-Pfalz aufging, bis heute. I 111 20. Jahrhundert stellte 
sich die Integration von zwei Millionen Vertriebenen und 
Fli.ichclingcn nach 19-15 als größte Herausforderung in der 
Ge chichte des Lande dar. Wa heißt eigentlich Integration? 

l1Vas is1 fnl e,(!,mlio11 ? 

•>Integration<, ist im dreifachen Wortsinn2 nach einmal die 
•>Wiederherstellung o d e r Herstellung einer Einheit aus Dif­
ferenziertem«, dann die »Einbeziehung oder Eingliederung in 
ein größeres Ganzes« und schließlich der erreichte Endzu­
stand als solcher.1 Die Geschichcswissenschaft hat den Begriff 
aus der Soziologie entlehnt und erst spät rezipiere. »Integra­
tion« ist an sich neutral und sagt über die Art und Weise nichts 
aus. In der gegenwärtigen Diskussion über die Integration 
von Ausländern in die deutsche Mehrheitsgesellschaft wird 
darunter vielfach »Assimilation« und >>Akkulturation«, also die 
Angleichung oder Anpassung von Menschen einer anderen 
ethnischen Gruppe, verstanden. Was anderes meint die >>Parti­
zipation«, das heißt die gleichberechtigte »Teilhabe<< als Alter­
nacive zur Assimilation, wie sie auch gerade von Ausländern 
selbst gefordert wird. Ihre Folge wären Parallelgesell chaften 
oder eine multikulturelle Gesellschaft. Stichworte aus der 
aktuellen Diskussion sind in diesem Zusammenhang auch 
>>deucsche Lei tku I cu r<< und/ oder »gemeinsamer Wertekonsens« 
auf der Basi der freiheiclich-demokrati eben Verfassung des 
GG. Die lncegracionsforschung befa t sich 1. mit der wirt­
schaftli chen lncegracion (Arbeit und ß cruD, 2. mit der sozia­
len Integration, 3. mit der kulturellen I ntegrarion und -1. mit 
der politischen Integration. 

Z 1111m11den11ws111e/le11 seit 194 5 

Seit 19-15 erlebten Deutschland und Bayern vier Zuwande­
rungswellen: 1. Als Folge des Zweiten Weltkrieges nahmen 
die drei we tlichen Besatzungszonen etwa 10 Millionen deuc­
sche Vertriebene und Fli.ichclinge' auf, davon Bayern allein 
rund zwei Millionen! Davon waren eine Mi ll ion so genannte 
Sudetendeucsche und etwa eine halbe Mill ion Schlesier. 2. In 
den 60er Jahren begann im großen Stil die Anwerbung von 
Gastarbeitern." Die BRD schloss 1955 mit Italien, 1960 mit 
Spanien und Griechenland, schon I 961 mit der T ürkei , 1964 
mit Portugal und 1968 mit Jugo lawien Anwerbeverträge. 
Trotz des Anwerbestopps von 1973 kam es zu einem weite­
ren Zuzug in Gestalt des Familiennachzugs. Zur R.i.ickkehr, 
wie lll' prünglich gedacht, kam es nicht, weil jeder Gascarbei-

ter, der länger als sieben Jahre hier lebte, eine unbefristete 
Aufenthaltsberechtigung erhielt. 3. I 111 Zusammenhang mit 
dem Zu ammenbruch der Sowjetunion als Weltmacht setzte 
seit 1988 ein Zuzug deucschstämmigcr Aussiedler aus der 
Ex-Sowjetunion ein. Sie gelten als Volksdeutsche im Sinne 
de GG-Artikels 4. Para!Jel dazu schwoll in den frühen 1990er 
Jahren der Zustrom von Asylsuchenden und Bi.irgerkriegs­
flüchtlingen an, was dann 1993 zur restriktiven Ergänzung des 
Asylrechtsa rtikels des GG (Art. 16a) führte. Alle vier Zuwan­
derungswellen stellten und stellen Bayern vor die Aufgabe 
der I ncegracion, die unterschiedlich gelang bzw. noch im 
Gange ist. 
Es besteht die einmütige Auffassung, dass die größte Leistung 
der Nachkriegszeit, die Integration von zwei Millionen Ver­
triebenen und Fl i.ichtlingen, gelungen und als Erfolgsge­
schichte zu werten ist: »I 11 dem vergleichsweise kurzen Zeit­
raum von etwas mehr als zwanzig Jahren ist es ( . . . ) zu einer 
weitgehenden Integration der Vertriebenen in die einheimi­
sche bayerische Bevölkerung gekommen.«7 Auch die Integra­
tion der Gastarbeiter aus europäischen bzw. EU-Ländern 
stellte kein Problem dar. Anders verhält es sich allerdings mit 
Gastarbeitern aus der Türkei und mit den kaum oder nicht 
mehr Deutsch sprechenden Volksdeutschen aus der Ex­
Sowjetunion. Im Folgenden gehe es allgemein um die Inte­
gration der Sudetendeutschen in Bayern. 

A 11sga11gslage '/ 945 

Bayern kapitulierte am 6. Mai 1945. Von Unterfranken aus 
hatte am 25. März die Eroberung Bayerns durch die 3. und 
7. US-Armee begonnen, am -1. Mai ging sie mit der Übergabe 
Berchcesgadens zu Ende." Es begann die Besatzungszeit, die 
streng genommen erst am 30.Juni 1952 endete. Die Mili tär­
regierung erlosch zwar am 21. September ·1949 mit dem 
Inkrafttreten des Besatzungsstatu ts für die Bundesrepublik 
Deutschland, aber es bestanden für die junge Bundesrepublik 
und die einzelnen Länder nach wie vor eine alliierte Hohe 
Kommission bzw. Landeskommissionen mit Kontroll rechten 
weiter. 
Im Vergleich mit anderen deutschen Ländern hatte Bayern 
bei Kriegsende noch Gli.ick gehabt.'> Die kriegsbedingten 
Zerstörungen hielten sich in Grenzen, allerdings waren 
Wi.irzburg zu 72%, Ni.irnberg zu 49%, Mi.inchen zu 33% und 
Augsburg 23 % durch den Luftkrieg zerstört worden; es 
kamen an die 35 000 Menschen im Bombenkrieg"' um. 
Gemessen an der Bevölkerungszahl von 1939 (7 080 450 Ein­
wohner ohne Pfalz) waren 7% der Bevölkerung gefallen 
oder vermi st.11 Vor I(riegsende lebten rund 400 000 auslän­
dische Arbeiter bzw. Zwangsarbeiter und etwa 1,4 Millionen 
Kriegsgefangene im Land, dazu kamen noch 1, 1 Million 
Ausgebombte und Evakuierte12 aus dem R eichsgebiet. Die 
Hauptprobleme der unmittelbaren Nachkriegszeit lagen in 
der Versorgungs-, Energie- und Wohnungsnot. Die schon 
während des Krieges chwierige Lage konnte sich i.iber Jahre 
hinweg nicht entspannen, weil trotz der R.i.ickkd1r der 
Zwangsarbeiter und Gefangenen in ihre Heimatländer durch 
den Z uzug der Vertriebenen statt sieben Millionen (1939) 
neun Millionen (Ende 1946) Menschen ernähre und unter­
gebracht werden mussten. Fi.ir die Besatzungsmacht war dies 
ein rein deutsches Problem. Sie interessierte sich in erster 
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Linie nur ,,fü r die Au 111erzung von Nationalsozialismu und 
Militarismus sowie für die Erziehung des deurschen Volkes 
zur Demokrati e<,.'' Die Entlassung aller NSDAP-Mirglieder 
aus dem öffentlichen Dienst teilte die öffenrliche Verwalrung 
vor schwierige Aufgaben. 
l111 Mai/Juni 19-1-5 wurden die wichtigsten Verwaltungsposi­
tionen vo111 Bürger111eister über den Landrat bis hin zum 
Ministerpräsidenten provisorisch mir unbelasteten Personen 
zu111 Teil auf E111pfehlung durch die Kirchen besetzt. Am 
28. Mai ernannte die 13esarzungsarmee den ehe111aligen ßVP­
Politiker Dr. Fritz Schäffer ( I 888-1967) zu111 'I. Ministerprä­
sidenten." Ihm folgre am 28. September der SPD- Po li tiker 
Dr. Wilhelm Hoegner ( 1887-1980) nach, der ein Allparteien­
kabinett bildere.11 

Re,e.ier1111,Rserklär1111,e.e11 1111d Verrriebe11e 

Die erste Regierungserklärung eines bayerischen Minister­
präsidenten der Nachkriegszeit wurde am 14.Juni 1945 über 
das r~adio übertragen. Fritz Schäffers Ausführungen sran­
den noch ganz unter dem Eindruck des Krieges und der 
NS-Herrschaft.11• »Preußen-Deutschland«, der Nationalsozia­
lismus, der »Militarismus und Kadavergehorsam« seien eine 
unheilvo lle Allianz eingegangen gewesen. Die Regierungser­
klärung Wilhel111 Hoegners vom 22. Oktober 19-1-5 ging erst-
111als auf das ,,Flüchtlingsproblem« ein, das »eine unserer größ­
ten Sorgen« sei.17 Dort heißr es u. a.: »Unser Land 111uß mehr 
als 3 Millionen fremder Menschen Obdach und Nahrung 
gewähren. Das geht auf längere Dauer über unsere Kraft. Wir 
müssen diesen wurzellos gewordenen Menschen im ß eneh-
111en mit der Besatzungsmacht so rasch wie möglich wieder 
zu ihrer Heimat verhelfen. So lange das nichr möglich ist. 
haben wir die menschliche Pflicht, uns ihrer anzunehmen, ie 
nicht verkommen zu lassen. Das gleiche gilt für alle Opfer 
des Krieges ( ... ). Sie alle müssen vor der schlimmsten Not 
geschützt und in unsere Wirtschaft wieder eingegliedert wer­
den«. Ein Jahr später zog Hoegner anlässlich seines R.ücktritrs 
am 16. Dezember 19-1-6 eine Bilanz. Mittlerweile hatte sich 
das »Flüchtlingsproblem« nicht nur als »eine unserer g rößten 
Sorgen<<, sondern als das dringlichste politische und soziale 
Problem erwiesen.1" Lebten im Februar I 9-1-5 erst 30000 
Flüchtlinge im Land, so stieg ihre Zahl bis Mitte 1946 auf 
I 633 960 Personen an. In 758 Ei enbahntransporren seien 
762 000 Personen eingerroffen, die u. a. in I 00-1- Flüchtlings­
lagern untergebracht werden konnten. Der Freistaat brachte 
laut I-loegner bis Ende 1946 über 300 Millionen lt eich mark 
für die Flüchtlinge auf. 
Sein Nachfolger Hans Ehard (CSU)''' kündigte in seiner 
R.egierungserkJärung vom 10. Januar 19-1-7 die Errichtung 
eines Staatssekretariats fLir Flüchtlingsangelegenheiten 111it 
dem Auftrag an, die Lebensbedingungen der Ausgewiesenen 
( .. . ) zu bessern und sie so rasch wie möglich dem wirr chaft­
lichen, sozialen und strukturellen Leben des Landes einzuver­
leiben«.2" Ehard vertraure darauf, dass die »altherkommene 
Tüchtigkeit« der Vertriebenen »sich auch in der neuen Hei­
mat bewähren« werde. Seine R egierung ging davon aus, dass 
»nur ungefähr -1-0% in den Arbeitsproze s eingegliedert wer­
den« können, denn: »Die übrigen ind arbeirsunföhig, nämlich 
kranke Männer. Frauen. Kinder und alte Leute«. 

Fliic/11/i,1,~.~<?.cse1z 19 .J. 7 

Am 19. Februar 19-1-7 verabschiedete die Staatsregierung -
nicht der Landtag - das ,,Gesetz Nr. 59 über die Aufnahme 
und Eingliederung deutscher Flüchrlinge«:1 Es ging auf eine 
Anordnung der Militärregierung zurück und war im bizona-
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len Länderrat beschlossen worden." Es löste das Flüchtlings­
notgesetz vom 1-1-. Dezember 1945 ab. Das neue Gesetz 
unterschied drei Gruppen von Betroffenen: 1. Personen, die 
außerhalb der Grenzen des Dcucschen R eiche. ihren Wohn­
sitz hatten (Stand 1. März 1938) und »von dort geflüchtet 
oder ausgewiesen«'' worden waren. 2. geflüchtete und ausge­
wiesene Personen aus »den deutschen Ostprovinzen östl ich 
der Oder und Görlirzer Neiße (Gebietsstand 1. September 
1939)« und 3. sonstige, worunter die SßZ-Flüchtlinge ver­
standen wurden. Das Gesetz forderte im § 2 die volle Inte­
gration, wenn es heißt: »Die Eingliederung der Flüchtlinge 
oll ihr organisches Aufgehen in der einheimischen Bevölke-

rung gewährleisten.« § -1- gebot für die Volksdeutschen nicht­
deu tscher Staatsangehörigkeit die Gleichstellung mir »den 
deutschen Staatsangehörigen in ihren !<...echten und Pfl ich­
ten«. § 5 regelte die sozialen Für orgeleistungen, die an eine 
»Zuweisung von Arbeit gemeinnütziger Art« gebunden sein 
konnten. Die »Unterbringung in Not- und Sammelunter­
künften« war lau t § 6 auf ein Mindestmaß zu beschränken 
und Sache der öffentlichen Hand. Umstritten und in der ein­
ge essenen ß evölkerung geradezu verhasst waren die in § 7 
für die untere Flüchtlingsverwaltung eröffnete Möglichkeit, 
Beschlagnahmen für die Einrichtung der Sammelunterkün fte 
>>zu m Zwecke der Gebrauchsüberlassung auf bestimmte Zeit 
und gegen angemessene Vergütu ng« vorzunehmen, und die in 
§ 8 gebotene Erfassungspflicht aller verfügbaren und geeigne­
ten Wohnräume. § 9 verpflichtete die öffentliche Hand, »die 
Eingliederung der Fli.ichrlinge mit allen Mitteln zu fördern , 
insbesondere bei der Einstellung von ß camtcn, Angestellten 
und Arbeitern. bei der Erteilung von Handels- und Gewer­
begenehmigungen, bei der Zulassung zur Ausübung freibe­
ruflicherTätigkei t und bei der Errichtung selbständiger land­
wirtschaftlicher Betriebe«." Wenig bekannt ist, dass seit 19-1-6 
Großgrundbesi tzer gegen Entschädigung Grund und ßoden 
zur Ansiedlung von Flüchtlingslandwirten abtreten mussten . 
Es gab also auch in den Westzonen eine Bodenreform.'-' 
Durch das „Gesetz zu r Beschaffung von iedlungsland und 
zur Bodenreform« von 19-1-6 musste z. 13. die freiher rliche 
Familie von Gumppenberg in Pöttmes rund 135 ha Land 
abgeben?· Die gerichrlichen Au einander etzungen mit dem 
Staat zogen sich bis 1959 hin. Die Familie erhielt schließlich 
275 023 Mark Entschädigung. Es entstanden sechs neue land­
wirtschaftl iche Anwesen. Insgesamt waren von diesem Gesetz 
in ßayern 33389 ha Land betroffen gewesen. Im Amperland 
waren davon auch die Grafen von Spreti in Unterweilbach 
oder die Freiherren von Freyberg in Jctzendorf betroffen 
gewesen . 
Das neue Flüchtlingsgesetz hat sich bewährt und förderte 
durch die Einrichtung einer Flüchtlingsverwaltung aufScadt­
und Landkreisebene zweifelsohne die Integration. wenn auch 
vielfach gegen den Willen der Einheimischen, was dann noch 
polirische Folgen zeitigen sollte. 

CSU 1111d ßa)1cmprmci 

Es gehört zu den interessantesten und spannendsten Phä­
nomenen der achkriegszeit, dass sich die Wählerschaft der 
CSU nach dem großen Wahlsieg in der ersten LandtagswahJ 
im Dezember I 9-1-6 in der Folgezeit paltete." Im Januar I 9-1-8 
trat CSU-Landwirtschaftsminister Josef Baumgartner zur 
Bayernparrei (13P) über, um im Juni die Parteiführung zu 
i.iberneh111e11. 13aumgarmer war 191 1 in Sulzemoos bei 
Dachau geboren worden. er versrarb 196-1- in München. Dei· 
l{leinbauermohn studierte Narionalökonomie. Geschichte 
und Philosophie. Von 1929 bis 1933 arbeitete er beim 13ayeri-



sehen Christlichen ß auernverein, danach als Versicherungsan­
gestellter, ab 1942 diente er als Soldat. Nach dem Zusam­
menbruch gehörte er zu den Mitbegründern des Bayerischen 
ßauernverbandes und der CSU. Mit dem Übertr itt liebäugel­
ten zeitweise auch der erste Ministerpräsident Fritz Schäffer 
und Alois Hundhammer. Die ßayernparcei verstand sich als 
betonr katholisch- konservativ, foderali tisch, ja separatistisch; 
hinzu trat die Ablehnung der Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge. was deren Integration nicht erleichterte. Man 
befürchtete eine Überfremdung Altbayerns. Eine Wahlbro­
schüre ßaumgarrners von 19-l-9 lautete deshalb >> ßayern muß 
Bayern bleiben!« 

Wn/,/en 

Bei der Wahl zum 1. Deutschen Bundestag am 14. August 
19-l-9 erhielt die CSU 29.2 %, die SPD 22,7 %, die Bayernpar­
tei 20,9 %. die WAV 1-t,-l- % und die FDP 8,59%. In der 
2. Landtagswahl von 1950 wurde die CSU im Vergleich zu 
1946 nahezu halbierc:Von den 52,3 % des Jahre 19-l-6 blieben 
nur noch 27,-t % übrig, die BP erhielt auf Anhieb 17,9 %. Bei 
der 3. Landtagswahl 195-t bekam die CSU 38,-t % und die BP 
nur noch 13,2 %. Ihr Höhepunkt war also bereits überschrit­
ten, den noch konnte sie 1954 bis 1957 in der so genannten 
.,Viererkoalirion« (SPD, BP. FDP, BHE)2" sogar mitregieren. 
Danach begann ihr dramatischer Abstieg. Zwischen dem Auf­
stieg der Bayernpartei und dem Zuzug von Heimatvertriebe­
nen und Flüchtlingen bestand ein innerer Zusammenhang. 
1950 lebten in Bayern rund zwei Millionen Neubürger. Sie 
waren wegen de Wohnungsmangels in den Städten auf dem 
flachen Land untergebracht worden, sodass dort im Durch­
schnitt 30% Ortsfremde wohnten. l"teine Flüchtlingssiedlun­
gen wie Neuwildflecken (Rhön), Traunreut, Waldkraiburg, 
Geretsried, eugablonz (Kaufbeuren) . Neutraubling und 
ßubenreuth stell ten die Ausnahmen dar. Die Unterbringung 
auf dem agrari chen Land gab Anlass für manche Probleme!'' 
Diese dezentrale Unterbringung erwies sich aber auf Dauer 
gesehen für die Gewerbeansiedlung und Industrialisierung 
von Vorteil. da sie auch Arbeitsplätze für Einheimische zur 
Verfügung stellten. Aber auch die Flikhtlinge und Vertriebe­
nen organisierten sich parteipolitisch, nicht zuletzt. um die 
Bayernpartei zu relativieren. Eine Vertriebenenpartei mit 
Namen »Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten 
(BHE)« wurde am 17. September 1950 gegründet. Sie betei­
ligte sich erfolgreich in den 50er Jahren an allen Wahlen auf 
Kommunal-, Landes- und Bundesebene. 

»Ei1111111r.:::e/1111,~, Verstii11dij11tll,/! 1111d ß e,_(!CJIIIIIIIJI << 

Am 5. Juni 195-t hielt der bayerische Ministerpräsident Hans 
Ehard (CSU) auf dem Sudetendeutschen Tag in München 
eine grundsätzliche R.ede. Am Ende seiner R.ede übernahm 
er »namens der ßayerischen Staatsregierung das Protektorat 
über die große Gemeinschaft der suderendeutschen Volks­
gruppe«."' Von »Bayerns viertem Sca111111« sprach Ehard streng 
genommen nicht, obwohl er im Verlauf der Ansprache einen 
Wandel in ßayern konstacierce, der historisch gesehen »nur 
111it der Umwandlung des Kurfürstentums Pfalz-Bayern zum 
größeren Königreich Bayern«" verglichen werden könnte. 
Anlä slich dieser >>U mwandlung« kamen seit 1802 die O t­
schwaben und die Franken zunächst zum Kurfürstentum und 
dann 1806 zum Königreich ßayern . Es entstand das »Neue 
Bayern<<. Von »ßayerns viertem Stamm« ist dezidiert erst in 
einer am 7. November 1962 der Landsmannschaft von Eharcl 
übergebenen Urkunde die Rede. Kehren wir zur Ansprache 
von 1954 zurück. Der Ministerprä ident einer CSU/SPD/ 

BHE-Koalitionsregierung ging zu Beginn seiner Ansprache 
vom Ergebnis der Volkszählung von 1950 aus, wonach sich 
von 1 937 300 Flüchtlingen 53 % oder 1 026 400 als Sudeten­
deutsche bezeichnet hatten. Im Verlauf seiner wohl wesentlich 
von ihm elbst mitformuliercen [lede beschwor er in den 
Abschnitten »Neue und gute Verbundenheit«, »Die Leistun­
gen der Sudetendeutschen«, »Neue Heimat in Bayern« und 
»Bayerns Dank und Treue« mehr die Vergangenheit und die 
Gegenwart als die ungewisse Zukunft. Er sprach zunächst von 
der ge chichtlichen Verbundenheit und von den al ten Bezie­
hungen zwischen Bayern und den Sudetendeutschen in 
Böhmen und Mähren. Diese wären in das Land »ihrer Vor­
fahren«. von dem die »l(olonisation ( ... ) in Ost- und Südost­
europa«'2 ausgegangen war, »gekommen«" und daher »nahe 
Verwandte<<:" Die »menschlich-geistige Nähe« habe die »Ein­
wurzelung« und >> Verständigung und Begegnung« in der 
neuen Heimat »rasch und reibungslos« vollziehen lassen:'; 
Eine allgemeine Würdigung fanden die Leistungen der Sude­
tendeutschen für »das deut ehe und europäische Geistesle­
ben«:~' Die »Vertreibung«'7 habe den Osten deshalb nicht nur 
wirtschaftlich, sondern auch kulturell und geistig ärmer 
gemacht. Die Sudetendeutschen wären die »Klammer zwi­
schen der deutschen und slawischen Welt«'8 gewesen, das ent­
binde aber nicht von der Aufgabe, künftig auch mit den 
östlichen Nachbarn die »Verständigung« zu suchen.''' Die 
Sudetendeutschen wären zu allen Zeiten »gute Europäer« 
gewesen und hätten eine »europäische Gesinnung« bekun­
det.'" Das »Problem der Eingliederung«" erschien dem Mi­
nisterpräsidenten 1954 bereits als gelöst, weil die Flüchtlinge 
»von Anfang an« nicht als »Habenichtse«, sondern als »voll­
wertige Mitbürger und Mitarbeiter in Staat, Wirtschaft, Kul­
tur und Ge ellschaft« akzeptiert worden seien und »selbst ent­
scheidend mitgeholfern, hätten.42 Die Wirtschaft Bayerns wäre 
durch sie >>wesentlich erweitert und in ihrem Produktionska­
talog entscheidend vermehrt worden«.'' Dies wäre auch 
»nicht mehr auszulöschen<< . wenn den Sudetendeutschen 
die >> R ückkehr in die angestammte Heimat vergönnt sein 
sollte«." Nur am Rande streifte Ehard die »Schwierigkeiten 
( ... ) 1945/ -16 bei der Aufiiahme." 
Unverkennbar ist in der Rede mehrmals der Spagat zwischen 
politischer llealität und politischem Wun chdenken zu 
erkennen: Gegen Ende formulierte Ehard zunäch t als poljci­
sches »Ziel unserer Mühen und Sorgen« einmal die >>endgi.il­
cige Verwurzelung« der Vertriebenen;'' um dann am Schluss 
den Segen »für die Stunde glücklicher Heimkehr!« zu erbit­
ten .17 Ehard musste politische Rücksichten nehmen." Im 
Herbst 1954 standen die dritten Landtagswahlen vor der Ti.ir. 
Ehard sah persönlich im Gegensatz zu den Wählern der kon­
kurrierenden ß ayernpartei und zu Teilen seiner Partei im 
Zuzug der Sudetendeutschen einen Gewinn für Bayern. 
Auch wenn der Begri ff »Integration« in den 1950er Jahren 
noch nicht zum politischen Vokabular gehörte, sind Ehards 
Begriffe wie »Einwurzelung«''' oder » Verwurzelung«"' und 
»Eingliederung<,51 nicht anders zu verstehen. An die l"tede 
Ehards knüpfen sich zwei Fragen : War die Integration Mitte 
der 50er Jahre bereits gelungen oder war d ie »schnelle Inte­
gration« lediglich ein »Mythos«?'2 

Mythos oder Wirkliclrkcit? 

Die Forschung ist bis heute noch nicht zu einer abschließen­
den Auffassung gelangt.'-' Die These, dass spätestens Ende der 
50er Jahre die allgemeine Integration der Flüchtlinge abge­
schlo sen gewesen sei, relativiert Paul Li.ittingcr" dahinge­
hend, dass sich der Entwicklungsri.ickstand der Neubi.irger 
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»erst in der Generationenfolge abschwächte«." Es bestanden 
erhebliche alters- und geschlechtsspezifische Benachtei ligun­
gen insbesondere fü r Frauen. Jüngere Zuwanderer integrier­
ten sich schneller und leichter al d ie älteren. Das AJte r erwies 
sich durchaus von entscheidender Bedeutung. Die Mögl ich­
keiten durch Bildung Benachteiligungen auszugleichen, 
waren auf dem flachen Land nicht gegeben . Erst durch die 
Binnenwanderung in die Städte verbesserten sich die Bil­
dungschancen, die aufgrund einer höheren Bildungsmotiva­
tion der Vertriebenen auch genutzt w urden. Nach knapp 
zehn Jahren von einer gelungenen »Eingliederung« zu spre­
chen, war verfrühe. Man geht heute von m indestens 20 Jah­
ren aus. Die wirtschaftliche Integration verlief chneller als 
etwa die sozia le, ku lturelle und politische. 

81-JE 

Am Beispiel der Politik lässt sich Integration chro no logisch 
festmachen: In den Landtagswahlen erreichte der »Block der 
Heimatvertriebenen und Entrechteten/ Deutsche Gemein­
schaft (BHE-DG)«, so 1950, bzw. der •>Gesamtdeutsche 
Block/ Block der Heimatvertriebenen und Entrechteten 
(GB/ BHE)«, so 1953 bis 1958, und die »Gesamtdeutsc he Par­
tei (Deutsche Partei - Block der Heimatvertr iebenen und 
Entrechteten; GDP / D P-BHE), so 1961 bis 1966, fo lgende 
Ergebnisse 1950: 12,3 %, 1954: 10,2 %, 1958: 9 %, 1962: 5 ,"1 % 
und 1966: 0,2 %. D ie pol itische Integration war zu Beginn 
der 60er Jahre erreicht. Die » Vertriebenen-Wähler<• gaben 
den Volksparteien insbesondere der CSU ihre Stimmen. Der 
BHE ging letzclich in der CSU auf. Unschwer ist zu erken­
ne n, dass die w irtschaftliche Integration wohl die entschei­
dende gewesen ist. 

Wiederatif/Jau der Wirtscltaft 

Die größte Leistung der Nachkriegszeit stellt zweifelsohne 
Bayerns Wandel vom Agrarland zum Industriestaat dar. Man 
spr icht von einer verspäteten Industrialisierung Bayerns bis 
1990. Standortnachteile waren die geografische R.andlage seit 
Kriegsende, die unzureichende Verkehrserschließung, d ie 
E nergie- und Kapitalarmut. In den unmittelbaren Nach­
kriegsjahren g ing es aber zunächst nur um das Überleben. 
Die Zwangswirtschaft der Kriegszeit ging weiter?" Der Staat 
bekam den Schwarzmarkt, in dem es led iglich zu 30% um 
Lebensmittel ging, nicht in den Griff Ende 1949 erreichte 
die 1 ndustr ieproduktion wieder den Vorkriegsstand. Dies war 
njcht zuletzt eine positive Wirkung des Marshallplans und der 
Währungsreform von 1948. Dennoch war die Arbeicsmarkt­
lage bis 1950 angespannt, sie erreichte mit einer Arbeits­
losigkeit von 18 % ihren Kulmination punkt. Die we rdende 
Industriegesellschaft zeigte sich in der Encwicklu ng des 
Handwerks.57 Betrug 1946 der Umsatz des Handwerks 55 % 
des Industrieumsatzes, so waren es 1949 nur noch 45 %. 
Einen Außenhandel gab es nicht. Bayern lieferte in g roßem 
Seil Gen·eide, Kartoffeln , Fleisch und Milch innerhalb der 
US- Zo ne und dann in die so genannte Bizone ab. Es waren 
die letzten »goldenen Jahre« für die Landwirtschaft. 1 n die 
unmittelbaren Nachkriegsjahre fielen die Wiede rbe lebung 
und Neugründung berufsständischer Organisationen wie des 
Bauernverbands, der Industrie- und Handelskammern, der 
Arbeitgeberverbände" und der Gewerkschaften.''' D er Anteil 
der Vertriebenen am Aufschwung und Wandel der bayeri­
schen Nachkriegswirtschaft ist unbestritten, aber an sic h noch 
ungeklärt!" 
Flüchtlinge g ründeten im Laufe der Jahre etwa 4000 1 ndus­
triebetriebe und bis zum 1. Januar 1955 24 000 Handwerks-
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betriebe ( 1949: 1 1 000)'.'' Gerade deshalb blieb Bayern in den 
50er Jahren im Bundesvergleich noch ein »Handwerkcr­
land«:'2 Die Vertriebenen »haben das Handwerk insgesamt 
viclfaltiger, attraktiver und leistungsfähiger werden lassen«'.'' 
Zu Beginn der 1950er Jahre waren in Bayern jedoch nur 
6,9 % aller Selbständigen Vertriebene, der Anteil bei den 
Arbeitern lag bei 28,8 %, bei den Angestellten bei 19,3 % und 
bei den Beamten bei 13,6 %:'' Vertriebene deckten zunächst 
die Nachfrage nach ungelernten Arbeitskräften ab. Facharbei­
ter fanden in der Metallverarbei tung und in der Textil -, 
Lede r-, Holz- , G las- und chemischen Industrie einen Arbeits­
platz. 

Ceie11tt1ar1 

1>! 11 Bayern angekommen .. . « war der Titel einer Wanderaus­
stellung des "Hauses der bayerischen Geschichte« von 2000 
bis 2002 zum T hema »Die Integration der Flüchtlinge und 
Vertriebenen in Bayern nach 1945<< .''' D er Titel ist durchaus 
»doppelsinnig« zu verstehen gewesen und nicht aUein auf die 
unmittelbare Nachkriegszeit zu reduzieren. Man ist ange­
kommen und integriert! Dabei stellen sich die Fragen wie 
welchen Sinn noch die Erinnerung an die alte Heimat und 
die Pflege ihrer Geschichte hat? Warum brauchen wi r noch 
Landsmannschaften wie die »Sudetendeucsche Landsmann­
schaft<<, e in »Haus des Deutschen Ostens<• oder ein Berli ner 
"Zentrum der Vertreibun g<•' Mit diesen Fragen verlassen wi r 
die Geschichte und betreten das Feld der Politik, was nicht 
unsere Aufgabe ist. Trotzdem: »Die Vergangenheit ist niemals 
rot. Sie ist nicht einmal vergangen.« (William Faulkner) 
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>> D em ganzen Lager H alt gegeben<< 
Pater Leonhard l~och als Seelsorger im Internierungslager D achau 1945 bi I 947 

T/011 Frnuz Pa111e/ka 

I<.ardinal Michael von Faulhaber, der Erzbischof von Mün­
chen und Freising, beauftragte im Frühsommer 1945 Pater 
Leonhard R och mit der eelsorge der im ehemaligen Kon­
zentrationslager Dachau incernierten füh renden Nationalso­
zialisten. SS-Angehörigen und Kriegsverbrecher, um die die­
ser sich schon seit den ersten Tagen ihrer Einlieferung 
gekümmert hatte. Roch bac um Bedenkzeit, um zu überle­
gen, ob er menschlich der Aufgabe gewachsen sei. D och am 
I 0 . Juli 1945 schrieb er an die Armen Schulschwestern vo n 
Dachau: »H ier ist die Nachfrage seelsorglicher Art, beson-

ders nach Vorträgen, sehr stark , und ich bin froh, wenn ich 
das Wort Gottes den H eiden vorlegen darf. E oll nun SS 
ins Lager kommen; ich überlege mir, ob ich nicht für sie 
hier bleiben will al Seelsorger; denn bei aller Ablehnung 
der ganzen Mcncalicäc muss man doch Liebe zu den M e n -
s c h e n haben. (<1 

Lebe11s111eg 

Roch rammte aus einfachen Verhälcnjssen. Sein Vater war 
ßraumeiscer in Saldenburg im Bayerischen Wald, al Leonhard 

165 


